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Kostenfestsetzungsantrag

In dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren OVG 12 N 15/25  (VG 9 K 2280/21)

Domstifsgüter Brandenburg Spargel und Beerenfrüchte GmbH & Co. KG
./.

Landrat des Landkreises Potsdam-Mittelmark

wird beantragt, die Kosten gegen den Verfahrensgegner gemäß §§ 103 ff. ZPO wie folgt
festzusetzen:

Post- und Telekommunikationsentgelte 20,00 €
(§ 2 Abs. 2 i. V. m. Anlage 1 Nr. 7002 RVG, § 162 Abs. 2 Satz 3 VwGO)

Freundliche Grüße

Der Landrat
im Auftrag

Kahrs
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Die Einlassungen der Antragstellerin hinsichtlich der besonderen tatsächlichen und
rechtlichen Schwierigkeiten der Rechtssache im Sinne von § 124 Abs. 2 Nr. VwGO gehen
fehl, da allein der Begründungsaufwand der Kammer nicht diese Umstände belegen kann.

Der Landrat
im Auftrag

Kahrs
Justiziarin
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Betriebsgeheimnisse umfassen im Wesentlichen technisches Wissen im weitesten
Sinne; Geschäftsgeheimnisse betreffen vornehmlich kaufmännisches Wissen. Die
offengelegte Information muss nicht schon für sich genommen ein Betriebs-
oder Geschäftsgeheimnis darstellen; vielmehr genügt es, wenn sie Rückschlüsse
auf Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse zulässt.
Die Annahme eines Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis setzt danach neben dem Mangel
an Offenkundigkeit voraus, dass ein berechtigtes Interesse des Unternehmers an der
Nichtverbreitung besteht. Ein solches Interesse ist dann anzunehmen, wenn die
Offenlegung der Informationen geeignet ist, exklusives technisches oder kaufmännisches
Wissen den Marktkonkurrenten zugänglich zu machen und so die Wettbewerbsposition
des Unternehmens nachteilig zu beeinflussen (vgl. zum Vorstehenden insgesamt: BVerwG,
Beschluss vom 25. Juli 2013 - 7 B 45.12 -; Urteil vom 24. September 2009 - 7 C 2.09 -; OVG
Berlin-Brandenburg, Urteil vom 29. März 2019 - 12 B 13.18 -; Urteil vom 18. Januar 2018 -
12 B 14.16 -; Urteil vom 12. Februar 2015 - 12 B 13.12 -)

Ob und ggf. welche Bedeutung eine Information für mögliche Konkurrenten hat oder
inwieweit ihre Offenbarung die Marktposition des betroffenen Unternehmens zukünftig
schwächen kann, lässt sich insbesondere anhand der Frage beurteilen, ob die Kenntnis
bestimmter Daten Rückschlüsse auf die Betriebsführung, die Wirtschafts- und
Marktstrategie und/oder die Kostenkalkulation und Entgeltgestaltung des Unternehmens
zulässt (vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 2. Oktober 2007 - OVG 12 B 11.07 -). In
diesem Sinne hat die Rechtsprechung als Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse beispielhaft
Umsätze, Ertragslagen, Geschäftsbücher, Kundenlisten, Bezugsquellen, Konditionen,
Marktstrategien, Unterlagen zur Kreditwürdigkeit, Kalkulationsunterlagen,
Patentanmeldungen und sonstige Entwicklungs- und Forschungsprojekte benannt
(vgl. BVerfG, Urteil vom 21. Oktober 2014 - 2 BvE 5.11 -; VG Düsseldorf, Beschluss vom 17.
Februar 2020 - 29 L 2945/19 -; VG Berlin, Urteil vom 18. Februar 2015 - 2 K 48.14 -).
Ein Unternehmen, das von einem Begehren auf Zugang zu Umweltinformationen betroffen
ist, muss zur Abwehr des Anspruchs nachvollziehbar und plausibel darlegen, dass eine
Zugänglichmachung der begehrten Angaben in diesem Sinne geeignet ist, Betriebs-
und Geschäftsgeheimnisse zu offenbaren; dies gilt insbesondere in Bezug auf
Rückschlüsse zu derartigen Geheimnissen (vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 18.
Januar 2018 - 12 B 13.18 -; VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 21. März 2017 - 10 S
413/15 -).

Weitere Berufungszulassungsgründe nach § 124 Abs. 2 Nr. 2.- 5. VwGO werden weder
substantiiert dargetan noch sind Umstände dafür erkennbar, dass es einer förmlichen
Beweisaufnahme bedurfte oder entscheidungsrelevante Verfahrensmängel vorliegen,
folglich ist die Berufung nicht zuzulassen. Die Antragstellerin unterstellt, dass ein Verstoß
gegen den Amtsermittlungsgrundsatz schon allein im Verzicht auf die Durchführung einer
Beweiserhebung liege. Diese Einlassung lässt außer Acht, dass der Antragsgegner und die
dem Urteil zugrunde liegende Entscheidung den Sachverhalt mit zur Verfügung stehenden
Möglichkeiten aufklären konnte. Ein Anhaltspunkt, dass eine unzureichende
Sachverhaltsermittlung gegeben ist, wird damit nicht nachgewiesen. Die Antragstellerin
konkretisiert in ihrer Antragsbegründung nicht was für Umstände in die
Entscheidungsfindung keinen Eingang gefunden haben.
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Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg
12. Senat
Hardenbergstr. 31
10623 Berlin

Landkreis Potsdam-Mittelmark
Der Landrat
Dienststelle: Dezernat 4
Bauen, Umwelt und Kataster
Fachdienst Denkmalschutz und Öffentliches Recht
Potsdamer Straße 18 A,    14513 Teltow
Auskunft erteilt:
Frau Kahrs

Telefon (Durchwahl) Telefax
0 33 28 318-147 0 33 28 318-458
E-Mail  OEFF-Recht@potsdam-mittelmark.de

Ihr Zeichen OVG 12 N 15/25

Unser Zeichen  30891-25-82
Datum 07.03.2025

In dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren OVG 12 N 15/25

Domstiftsgüter Brandenburg, Spargel & Beerenfrüchte GmbH & Co KG ./. Landrat
des Landkreises Potsdam-Mittelmark

wird beantragt,

den Antrag abzulehnen.

Begründung:

Es bestehen nach hiesiger Ansicht keine ernstlichen Zweifel an der Richtigkeit der
verwaltungsgerichtlichen Entscheidung im Sinne von § 124 Abs. 2 Nr. 1 VwGO.

Ernstliche Zweifel an der Richtigkeit eines Urteils bestehen dann, wenn ein einzelner
tragender Rechtssatz oder eine erhebliche Tatsachenfeststellung der angegriffenen
Entscheidung mit schlüssigen Gegenargumenten in Frage gestellt wird und nicht nur die
Begründung der angefochtenen Entscheidung oder nur einzelne Elemente dieser
Begründung, sondern auch die Richtigkeit des Ergebnisses der Entscheidung derartigen
Zweifeln unterliegt.
Mit ihren Ausführungen zeigt die Antragstellerin keine Umstände auf, die eine
Fehlerhaftigkeit und Zweifel an dem Entscheidungsergebnis des Verwaltungsgerichts
Potsdam begründen könnten. Hinsichtlich des Prüfungsrahmens bleiben die Einlassungen
der Antragstellerin unverständlich.
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse sind nach ständiger Rechtsprechung alle auf ein
Unternehmen bezogenen Tatsachen, Umstände und Vorgänge, die nicht offenkundig,
sondern nur einem begrenzten Personenkreis zugänglich sind und an deren
Nichtverbreitung der Rechtsträger ein berechtigtes Interesse hat.



S t a m m d a t e n i n f o

AZ: 30891-25-82     (8203)

Vorgang: OVG 12 N 15/25 Antrag auf Zulassung der
Berufung gegen das Urteil des VG Potsdam
VG 9 K 2280/21 vom 01.11.2024

Antragsteller: Domstiftsgüter Brandenburg Spargel und
Beerenfrüchte GmbH & Co. KG
vertr. durch den Geschäftsführer
Gutshof 1
14778 Beetzseeheide OT Butzow

Grundstück: Ketzür - OT von Beetzseeheide,

Ort: Ketzür - OT von Beetzseeheide

Kataster komplett: Gemarkung Ketzür, Flur , Flurstück

Bevollmächtigter:
HSA Rechtsanwälte
Hentschke & Partner  Part mbH
Mangerstraße 29  14467 Potsdam

Eingangsdatum: 03.02.2025
Antragsdatum: 23.12.2024

Az. alt:

Hauptakte-Az: 42351-2021-82
























































